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hat der 3. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 6. April 2016 
durch die Vorsitzende Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Philipp und 
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Liebler, Dr. Wysk,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Kuhlmann und  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Rothfuß 
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des Ver-
waltungsgerichts Köln vom 11. Januar 2011 und das Urteil 
des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 11. Juni 2014 geändert. Die Beklagte wird 
unter Aufhebung des Bescheids vom 6. Dezember 2007 
und des Widerspruchsbescheids vom 10. August 2010 
verpflichtet, dem Kläger zu erlauben, Cannabis (Indica-
Sativa-Hybriden) in seiner Wohnung … anzubauen, zu 
ernten und zum medizinischen Zweck seiner Behandlung 
zu verwenden. 
 
Die Revision der Beklagten wird zurückgewiesen. 
 
Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens in allen In-
stanzen.  

 
 



- 3 - 
 
 

G r ü n d e : 
 

I 

 

Die Beteiligten streiten über die Erlaubnis zum Eigenanbau von Cannabis zu 

therapeutischen Zwecken. 

 

Der 52-jährige Kläger ist seit 1985 an einer anfänglich schubförmig und inzwi-

schen chronisch verlaufenden Multiplen Sklerose erkrankt. Er leidet unter ande-

rem an einer ausgeprägten Gangstörung, einer spastischen Tetraparese, einer 

Rumpf- und Extremitätenataxie, einer Dysarthrie sowie einer rezidivierenden 

depressiven Störung. Seit etwa 1987 behandelt der Kläger die Symptome sei-

ner Erkrankung durch den regelmäßigen Konsum von Cannabis. Vom Vorwurf 

des unerlaubten Besitzes und Anbaus von Betäubungsmitteln hat ihn das 

Amtsgericht Mannheim mit rechtskräftigem Urteil vom 19. Januar 2005 … frei-

gesprochen. Es sah sein Handeln nach § 34 StGB als gerechtfertigt an, weil 

ihm für die Behandlung der Ataxie keine Therapiealternative zur Verfügung ste-

he und die Einnahme von Cannabis zu einer Linderung seiner schweren Ge-

sundheitsbeeinträchtigungen führe. Der Kläger ist aufgrund seiner Erkrankung 

seit 1999 Frührentner und bezieht eine monatliche Erwerbsunfähigkeitsrente in 

Höhe von ca. 890 €. 

 

Seine Klage gegen die AOK Baden-Württemberg auf Bewilligung des Tetrahyd-

rocannabinol (THC)-haltigen Arzneimittels "Dronabinol-Tropfen" als Sachleis-

tung, hilfsweise auf Kostenerstattung ist vor den Sozialgerichten ohne Erfolg 

geblieben (Sozialgericht Mannheim, Urteil vom 9. August 2001 - S 8 KR 

286/00 -; Landessozialgericht Stuttgart, Urteil vom 25. April 2003 - L 4 KR 

3828/01 -; BSG, Beschluss vom 6. Januar 2005 - B 1 KR 51/03 B -). 

 

Im Mai 2000 beantragte der Kläger beim Bundesinstitut für Arzneimittel und 

Medizinprodukte (BfArM), ihm nach § 3 Abs. 2 des Betäubungsmittelgesetzes 

(BtMG) eine Ausnahmeerlaubnis zum Anbau von Cannabis zur Behandlung 

seiner Erkrankung zu erteilen. Mit Bescheid vom 6. Dezember 2007 lehnte das 

BfArM den Antrag mit der Begründung ab, der Erlaubniserteilung stünden zwin-
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gende Versagungsgründe nach § 5 Abs. 1 BtMG entgegen. Der Eigenanbau 

von Cannabis sei für die medizinische Versorgung des Klägers nicht notwendig, 

da es eine Therapiealternative auf der Basis standardisierter Cannabis-Extrakte 

gebe. Zudem würde die Erlaubnis dem Ziel des Betäubungsmittelgesetzes zu-

widerlaufen, das Entstehen oder Erhalten einer Betäubungsmittelabhängigkeit 

soweit wie möglich auszuschließen. Auch sei die Sicherheit des Betäubungs-

mittelverkehrs nicht gewährleistet, weil sich beim Anbau durch eine Privatper-

son eine gleich bleibende Qualität des Cannabis, insbesondere seines Haupt-

wirkstoffs THC nicht sicherstellen lasse. Des Weiteren habe der Kläger weder 

geeignete Räume und Sicherungen für Anbau, Trocknung und Lagerung des 

Cannabis nachgewiesen noch sei ersichtlich, dass er über die erforderliche 

Sachkunde verfüge. Den Widerspruch des Klägers wies das BfArM mit Be-

scheid vom 10. August 2010 zurück und führte ergänzend aus, die Erlaubniser-

teilung verstoße auch gegen das internationale Suchtstoffübereinkommen. 

Selbst wenn man unterstellte, dass keine zwingenden Versagungsgründe vor-

lägen und die Erteilung der Erlaubnis deshalb im Ermessen der Behörde stün-

de, käme eine Anbauerlaubnis nicht in Betracht, da dem Kläger eine alternative 

Therapie mit cannabishaltigen Präparaten zur Verfügung stehe.  

 

Mit seiner Klage hat der Kläger die Verpflichtung der Beklagten begehrt, ihm zu 

erlauben, Cannabis (Indica-Sativa-Hybriden) in seiner Wohnung anzubauen, zu 

ernten und zum Zweck seiner Behandlung zu verwenden. Er hat geltend ge-

macht, der Eigenanbau sei für ihn die einzige Möglichkeit, seinen Cannabisbe-

darf zu decken. Die Kosten für den Erwerb eines standardisierten Cannabis-

Präparats über die Apotheke in Höhe von mehr als 1 000 € seien für ihn nicht 

tragbar. Seine Krankenkasse habe eine Kostenübernahme abgelehnt. Die von 

ihm vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen für seine Wohnung seien geeignet 

und ausreichend, um die Betäubungsmittel gegen eine unbefugte Entnahme zu 

sichern.  

 

Mit Urteil vom 11. Januar 2011 hat das Verwaltungsgericht die angefochtenen 

Bescheide aufgehoben und die Beklagte unter Klageabweisung im Übrigen 

verpflichtet, über den Erlaubnisantrag des Klägers unter Beachtung der 

Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden. Zwingende Versa-
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gungsgründe im Sinne von § 5 Abs. 1 BtMG lägen nicht vor, so dass die Er-

laubnis im behördlichen Ermessen stehe. Dieses Ermessen habe das BfArM 

bislang nicht ordnungsgemäß ausgeübt; es habe nicht geprüft, ob dem Kläger 

eine alternative Behandlungsmöglichkeit zur Verfügung stehe, die für ihn auch 

erschwinglich sei.  

 

Das Oberverwaltungsgericht hat die Berufung der Beklagten und die An-

schlussberufung des Klägers zurückgewiesen. Zur Begründung hat es im We-

sentlichen ausgeführt: Die Erteilung der begehrten Erlaubnis liege im öffentli-

chen Interesse im Sinne des § 3 Abs. 2 BtMG, da Cannabis bei dem schwer 

kranken Kläger zu einer erheblichen subjektiven Linderung seiner Beschwerden 

führe. Ihm stehe kein gleich wirksames zugelassenes und erschwingliches Me-

dikament zur Verfügung. Weder das Fertigarzneimittel "Sativex" noch das Re-

zepturarzneimittel "Dronabinol" stellten eine gleich wirksame Therapiealternati-

ve dar. Die Behandlung mit Medizinalhanf komme für den Kläger aus Kosten-

gründen nicht in Betracht, nachdem seine Krankenkasse eine Kostenübernah-

me wiederholt, zuletzt im Juni 2014, abgelehnt habe. Es sei ihm auch nicht zu-

mutbar, ein weiteres Mal vor den Sozialgerichten zu klagen. Der Anbauerlaub-

nis stünden keine zwingenden Versagungsgründe entgegen. § 5 Abs. 1 BtMG 

sei modifiziert anzuwenden. Danach könne die erforderliche sachkundige Be-

treuung dadurch sichergestellt werden, dass der Kläger seinen Hausarzt als 

verantwortliche Person im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Nr. 1 BtMG benen-

ne. Der Versagungsgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 4 BtMG liege nicht vor, weil die 

vom Kläger vorgesehenen Sicherheitsvorkehrungen ausreichend seien. Die 

erforderliche Sicherheit und Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs nach § 5 

Abs. 1 Nr. 5 BtMG könne über die hausärztliche Betreuung gewährleistet wer-

den. Für eine missbräuchliche Verwendung des angebauten Cannabis durch 

den Kläger bestünden keine Anhaltspunkte. Auch sei davon auszugehen, dass 

er aufgrund der jahrelangen Eigentherapie über umfassende Erfahrungen hin-

sichtlich Wirksamkeit und Dosierung des Cannabis verfüge. Zudem biete seine 

Anbaumethode eine relative Gewähr für einen konstanten THC-Gehalt der 

Cannabispflanzen. Der Versagungsgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 6 BtMG sei gleich-

falls nicht gegeben. Da der Kläger aus medizinischen Gründen auf Cannabis 

angewiesen sei, sei hinzunehmen, dass bei ihm inzwischen eine Betäubungs-
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mittelabhängigkeit entstanden sei. Die Erlaubnis könne auch nicht nach § 5 

Abs. 2 BtMG mit der Begründung versagt werden, das internationale Suchtstoff-

übereinkommen von 1961 verlange die Einrichtung einer Cannabis-Agentur, die 

von der Beklagten aber nicht beabsichtigt sei. Art. 28 Abs. 1 und Art. 23 des 

Übereinkommens seien hier nicht anwendbar. Abgesehen davon sei die vom 

BfArM nach § 5 Abs. 2 BtMG getroffene Ermessensentscheidung fehlerhaft, 

weil die Schwere der Erkrankung des Klägers, die fehlende Behandlungsalter-

native und der Grundrechtsschutz des Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG unberücksichtigt 

geblieben seien. Da das BfArM zu Unrecht von einer Therapiemöglichkeit mit 

cannabishaltigen Präparaten ausgegangen sei, erwiesen sich schließlich auch 

die nach § 3 Abs. 2 BtMG angestellten Ermessenserwägungen als fehlerhaft. 

Das rechtfertige gleichwohl nicht, die Beklagte zur Erlaubniserteilung zu ver-

pflichten. Vielmehr stehe die begehrte Erlaubnis im pflichtgemäßen Ermessen, 

bei dessen Ausübung das BfArM insbesondere § 6 Abs. 2 BtMG zu prüfen so-

wie über mögliche Nebenbestimmungen gemäß § 9 Abs. 2 BtMG zu entschei-

den habe.  

 

Gegen dieses Urteil haben sowohl die Beklagte als auch der Kläger Revision 

eingelegt. Die Beklagte macht geltend, das Oberverwaltungsgericht habe das 

öffentliche Interesse nach § 3 Abs. 2 BtMG zu Unrecht bejaht. Es sei unter Ver-

stoß gegen § 86 Abs. 1 VwGO und § 108 Abs. 1 VwGO vom Fehlen einer er-

schwinglichen Therapiealternative ausgegangen. Zudem hätte die Rechtsfrage 

geklärt werden müssen, ob dem Kläger ein sozialrechtlicher Anspruch auf Kos-

tenübernahme für Medizinalhanf zustehe. Das Berufungsurteil beruhe außer-

dem auf einer Verletzung von § 5 BtMG. Das Oberverwaltungsgericht hätte mit 

Blick auf die von ihm festgestellte Betäubungsmittelabhängigkeit des Klägers 

prüfen müssen, ob Bedenken gegen dessen Zuverlässigkeit bestehen und die 

Erlaubnis daher nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 BtMG zu versagen sei. Zudem sei nicht 

ersichtlich, dass der Hausarzt des Klägers die ihm obliegenden Verpflichtungen 

als Verantwortlicher im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 BtMG ständig erfüllen könne. 

Damit sei auch die erforderliche Sicherheit des Betäubungsmittelverkehrs nicht 

gewährleistet. Der Erlaubniserteilung stehe außerdem das Suchtstoffüberein-

kommen von 1961 entgegen, wie eine Stellungnahme des internationalen 

Suchtstoffkontrollrats bestätige. Ermessensfehler seien nicht ersichtlich.  
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Der Kläger verteidigt das angegriffene Urteil und trägt zur Begründung seiner 

Revision vor, er habe einen Anspruch auf die begehrte Erlaubnis, weil die Er-

messensentscheidung der Beklagten zwingend zugunsten der Erlaubnisertei-

lung ausfallen müsse. Seinem Interesse an der Behandlung mit Cannabis, die 

für ihn alternativlos und allein im Wege des Eigenanbaus verfügbar sei, komme 

wegen der Schwere seiner Erkrankung ein besonderes Gewicht zu.  

 

 

II 

 

Die Revision der Beklagten ist unbegründet, die Revision des Klägers ist be-

gründet. Das Oberverwaltungsgericht hat ohne Verstoß gegen Bundesrecht 

(§ 137 Abs. 1 Nr. 1 VwGO) angenommen, dass die vom Kläger begehrte Er-

laubnis zum Eigenanbau von Cannabis zu therapeutischen Zwecken im öffentli-

chen Interesse im Sinne des § 3 Abs. 2 BtMG liegt (1.) und der Erlaubnisertei-

lung keine zwingenden Versagungsgründe im Sinne von § 5 Abs. 1 BtMG ent-

gegenstehen (2.). Es ist auch zu Recht davon ausgegangen, dass die Erlaubnis 

nicht nach § 5 Abs. 2 BtMG in Verbindung mit dem internationalen Suchtstoff-

übereinkommen wegen Fehlens einer Cannabis-Agentur versagt werden kann 

(3.). Das angefochtene Urteil beruht jedoch auf der Verletzung von Bundes-

recht, soweit es die Beklagte lediglich zur Neubescheidung des Erlaubnisan-

trags verpflichtet hat. Der Kläger hat infolge einer Ermessensreduzierung auf 

Null einen Anspruch auf die Erlaubnis (4.). Das führt dazu, dass der Klage unter 

Änderung der vorinstanzlichen Urteile in vollem Umfang stattzugeben ist (§ 144 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 VwGO). 

 

Rechtsgrundlage für die streitige Erlaubnis ist § 3 Abs. 2 des Gesetzes über 

den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Betäubungsmittelgesetz - BtMG) i.d.F. der 

Bekanntmachung vom 1. März 1994 (BGBl. I S. 358), zuletzt geändert durch 

Art. 1 der Verordnung vom 11. November 2015 (BGBl. I S. 1992). Danach kann 

das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte eine Erlaubnis zum 

Anbau der in Anlage I des Gesetzes bezeichneten Betäubungsmittel nur aus-

nahmsweise zu wissenschaftlichen oder anderen im öffentlichen Interesse lie-
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genden Zwecken erteilen. Cannabis (Marihuana, Pflanzen und Pflanzenteile der 

zur Gattung Cannabis gehörenden Pflanzen) zählt zu den nicht verkehrsfähigen 

Betäubungsmitteln der Anlage I zu § 1 Abs. 1 BtMG. Die dort unter Buchst. a) 

bis e) zu Cannabis aufgeführten Ausnahmen sind hier nicht einschlägig (vgl. zu 

Buchst. e: Amtliche Begründung zur Fünfundzwanzigsten Verordnung zur Än-

derung betäubungsmittelrechtlicher Vorschriften vom 11. Mai 2011, BR-Drs. 

130/11 S. 7 und S. 10). Ebenso wenig liegt eine Ausnahme von der Erlaubnis-

pflicht nach § 4 BtMG vor.  

 

1. Die Erteilung der beantragten Anbauerlaubnis liegt im öffentlichen Interesse 

im Sinne des § 3 Abs. 2 BtMG.  

 

In der Rechtsprechung des Senats ist geklärt, dass die Erlaubnis nach § 3 

Abs. 2 BtMG ausnahmsweise auch für die Therapierung eines einzelnen 

schwer kranken Patienten mit Cannabis erteilt werden kann. Das erforderliche 

öffentliche Interesse ist zu bejahen, wenn die Erkrankung durch die Behandlung 

mit dem Betäubungsmittel geheilt oder zumindest gelindert werden kann und 

wenn dem Betroffenen keine gleich wirksame Therapiealternative zur Verfü-

gung steht (BVerwG, Urteil vom 19. Mai 2005 - 3 C 17.04 - BVerwGE 123, 352 

<354 ff.>). Diese Voraussetzungen, die für die Erlaubnis zum Eigenanbau von 

Cannabis genauso gelten wie für die Erlaubnis zu dessen Erwerb (vgl. BVerwG, 

Urteil vom 19. Mai 2005 a.a.O. S. 360), sind hier erfüllt.  

 

a) Der Kläger leidet an einer schweren und unheilbaren Erkrankung in Form 

einer sekundären chronischen Multiplen Sklerose mit vielfältigen und erhebli-

chen gesundheitlichen Beeinträchtigungen. Nach den bindenden tatrichterlichen 

Feststellungen (§ 137 Abs. 2 VwGO) führt die Anwendung von Cannabis zu 

einer deutlichen Verbesserung seines subjektiven Befindens. Der Kläger errei-

che durch die regelmäßige Einnahme von Cannabis eine erhebliche Linderung 

seiner Beschwerden insbesondere im Bereich der Ataxie, der Spastik und sei-

ner psychischen Verfassung. Vor allem das Gangbild sei erkennbar sicherer, 

die maximale Gehstrecke am Handstock verlängere sich, es bestünden keine 

Schluckschwierigkeiten, die Sprache sei ausreichend verständlich, die Stim-

mungslage ausgeglichen, die Impulskontrolle sei reguliert. Danach ist ein thera-
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peutischer Nutzen gegeben, der die Annahme eines öffentlichen Interesses am 

Einsatz von Cannabis zu medizinischen Zwecken rechtfertigt (BVerwG, Urteil 

vom 19. Mai 2005 - 3 C 17.04 - BVerwGE 123, 352 <354 ff.>). 

 

b) Dem Kläger steht zur Behandlung der Symptomatik keine gleich wirksame 

Therapiealternative zur Verfügung.  

 

aa) Das Oberverwaltungsgericht hat für das Revisionsverfahren verbindlich 

festgestellt (§ 137 Abs. 2 VwGO), dass das zugelassene Arzneimittel "Sativex" 

für den Kläger keine Behandlungsalternative darstellt, weil es nicht die gleiche 

Wirksamkeit wie das von ihm angebaute Cannabis hat. Der Anwendungsbe-

reich von "Sativex" sei auf die Behandlung der Spastik bei Multipler Sklerose 

beschränkt, während sich der Cannabiskonsum insgesamt günstig auf seine 

Beschwerden auswirke. Ein Therapieversuch mit "Sativex" habe bei ihm zu ei-

ner Verschlechterung seines Gesundheitszustandes geführt. 

 

Auch das Rezepturarzneimittel "Dronabinol" kommt mangels vergleichbarer 

therapeutischer Wirkung bei dem Kläger nicht als Therapiealternative in Be-

tracht. Das Oberverwaltungsgericht ist aufgrund der Befundberichte und sach-

verständigen Zeugenaussagen der ihn betreuenden Ärzte zu dem Schluss ge-

kommen, dass eine Monotherapie mit "Dronabinol" auf das Beschwerdebild des 

Klägers nicht genauso positiv einwirke wie die Anwendung von Cannabis. Der 

Versuch, den Cannabiskonsum durch die Einnahme von "Dronabinol" zu erset-

zen, müsse als gescheitert angesehen werden. Auch in hoher Dosierung habe 

das Arzneimittel keine vergleichbare Linderung der spastisch-ataktischen 

Symptomatik bewirkt. Eine weitere Erhöhung der Dosis scheide aus, weil es 

dadurch zu einer erheblichen Verschlechterung des psychischen Gesundheits-

zustandes des Klägers komme. Diese Feststellungen sind aus revisionsrechtli-

cher Sicht nicht zu beanstanden. Das Oberverwaltungsgericht hat sie ausführ-

lich und überzeugend begründet. Die Beklagte hat dagegen keine Verfahrens-

rügen erhoben.  

 

bb) Medizinalhanf ist für den Kläger nicht erschwinglich und stellt für ihn daher 

gleichfalls keine Alternative dar, die das öffentliche Interesse am Eigenanbau 
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von Cannabis entfallen lässt (BVerwG, Urteil vom 19. Mai 2005 - 3 C 17.04 - 

BVerwGE 123, 352 <359>). 

 

(1) Medizinalhanf (getrocknete Cannabisblüten in pharmazeutischer Qualität) ist 

in Deutschland nicht als Arzneimittel zugelassen und auch nicht verschrei-

bungsfähig (§ 13 Abs. 1 Satz 3 BtMG). Mit einer Ausnahmeerlaubnis nach § 3 

Abs. 2 BtMG kann er im Einzelfall nach Deutschland importiert und in Apothe-

ken an Patienten abgegeben werden. Nach den berufungsgerichtlichen Fest-

stellungen entstehen beim Erwerb von Medizinalhanf aus der Apotheke für den 

Kläger bei der von ihm benötigten Dosis von ca. 100 g "Cannabis flos Bedro-

can" monatliche Kosten von mindestens 400 €, wenn nicht sogar von 1 600 €. 

Bei einer monatlichen Erwerbsunfähigkeitsrente von ca. 890 € ist er nicht in der 

Lage, diese Kosten zu tragen. Demgegenüber beschränken sich seine monatli-

chen Ausgaben beim Eigenanbau von Cannabis auf ca. 110 €.  

 

(2) Der Kläger kann nicht darauf verwiesen werden, es bestehe die Möglichkeit 

der Kostenerstattung durch seine Krankenkasse. Diese hat es wiederholt abge-

lehnt, die Kosten für die Versorgung mit Medizinalhanf zu übernehmen (Schrei-

ben der AOK Baden-Württemberg - Bezirksdirektion Rhein-Neckar-Odenwald - 

vom 8. November 2012, 7. Juni 2013 und 10. Juni 2014). Beruht eine solche 

Ablehnung auf einer möglicherweise unzutreffenden Rechtsauffassung, ist es 

dem Betroffenen zwar grundsätzlich zuzumuten, Klage vor den Sozialgerichten 

zu erheben. Das Oberverwaltungsgericht hat aber ohne Rechtsfehler ange-

nommen, dass es dem Kläger unter den hier gegebenen Umständen nicht zu-

mutbar ist, erneut den sozialgerichtlichen Klageweg zu beschreiten.  

 

Es ist nicht absehbar, dass eine Klage auf Übernahme der Kosten für die Ver-

sorgung mit Medizinalhanf Erfolg haben würde. Nach der Rechtsprechung der 

Sozialgerichte scheiden ein Sachleistungsanspruch nach § 27 Abs. 1 Satz 1 

i.V.m. Satz 2 Nr. 3, § 31 Abs. 1 Satz 1 SGB V oder ein Kostenerstattungs- und 

Übernahmeanspruch nach § 13 SGB V aus, weil es sich bei Medizinalhanf nicht 

um ein im Inland zugelassenes Fertigarzneimittel handelt (BSG, Urteile vom 

27. März 2007 - B 1 KR 30/06 R - juris Rn. 10 f. und vom 3. Juli 2012 - B 1 KR 

25/11 R - BSGE 111, 168 Rn. 12 f.; LSG Stuttgart, Urteil vom 27. Februar 2015 
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- L 4 KR 3786/13 - juris Rn. 36). Ein Anspruch auf der Grundlage von § 135 

Abs. 1 SGB V kommt mangels der dafür erforderlichen befürwortenden Richtli-

nien-Empfehlung des Gemeinsamen Bundesausschusses nicht in Betracht 

(BSG, Urteil vom 27. März 2007 - B 1 KR 30/06 R - juris Rn. 12; LSG Stuttgart, 

Urteil vom 27. Februar 2015 - L 4 KR 3786/13 - juris Rn. 40; LSG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 4. Mai 2015 - L 1 KR 221/15 B ER - juris Rn. 18). 

Es liegt auch kein Ausnahmefall vor, in dem trotz fehlender Richtlinien-

Empfehlung eine Leistungspflicht der Krankenkasse besteht. Die Vorausset-

zungen des so genannten Seltenheitsfalls einer Krankheit sind nicht erfüllt. Da-

runter ist eine Erkrankung zu verstehen, die weltweit nur extrem selten auftritt 

und deshalb nicht systematisch erforscht werden kann (BSG, Urteil vom 

28. Februar 2008 - B 1 KR 16/07 R - BSGE 100, 103 Rn. 30 m.w.N.). Auf Mul-

tiple Sklerose trifft das nicht zu (LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 

7. März 2011 - L 4 KR 48/11 B ER - juris Rn. 21; LSG Mainz, Urteil vom 20. Au-

gust 2009 - L 5 KR 100/08 - juris Rn. 15). Ebenso wenig ist erkennbar, dass 

eine Aktualisierung der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses 

rechtswidrig unterblieben wäre (Fall des so genannten Systemversagens, 

(BSG, Urteil vom 27. März 2007 - B 1 KR 30/06 R - juris Rn. 13 f; LSG Stuttgart, 

Urteil vom 27. Februar 2015 - L 4 KR 3786/13 - juris Rn. 42; LSG München, 

Beschluss vom 26. November 2015 - L 4 KR 419/15 B ER - juris Rn. 30).  

 

Es lässt sich auch nicht feststellen, dass der Kläger voraussichtlich die Über-

nahme der Kosten für Medizinalhanf aufgrund von § 2 Abs. 1a SGB V bean-

spruchen könnte. Nach dieser Bestimmung können Versicherte mit einer le-

bensbedrohlichen oder regelmäßig tödlichen Erkrankung oder mit einer zumin-

dest wertungsmäßig vergleichbaren Erkrankung, für die eine allgemein aner-

kannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht zur Verfü-

gung steht, auch eine von § 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V abweichende Leistung be-

anspruchen, wenn eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder 

auf eine spürbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht. § 2 

Abs. 1a SGB V ist durch das GKV-Versorgungsstrukturgesetz vom 22. Dezem-

ber 2011 (BGBl. I S. 2983) mit Wirkung vom 1. Januar 2012 eingefügt worden 

und knüpft an den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 6. Dezem-

ber 2005 - 1 BvR 347/98 - (BVerfGE 115, 25) an. Voraussetzung für den Leis-
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tungsanspruch ist, dass eine lebensbedrohliche oder regelmäßig tödliche Er-

krankung oder wertungsmäßig vergleichbare Erkrankung in einer notstandsähn-

lichen Situation vorliegt. Dies kann der Fall sein, wenn nach den konkreten Um-

ständen des Einzelfalls droht, dass sich der tödliche Krankheitsverlauf oder der 

nicht kompensierbare Verlust eines wichtigen Sinnesorgans oder einer heraus-

gehobenen Körperfunktion innerhalb eines kürzeren, überschaubaren Zeit-

raums wahrscheinlich verwirklichen wird (Amtliche Begründung zum GKV-

Versorgungsstrukturgesetz, BT-Drs. 17/6906 S. 52 f.). Das Bayerische Landes-

sozialgericht hat zwar in Erwägung gezogen, dass der Fall des nicht kompen-

sierbaren Verlusts einer herausgehobenen Körperfunktion gegeben sein kann, 

wenn bei einer bestehenden Multiplen Sklerose mit einer schwerwiegenden 

Beeinträchtigung der Gehfähigkeit eine weitere Verschlechterung der Mobilität 

droht (LSG München, Beschluss vom 19. Juni 2013 - L 5 KR 91/13 B ER - juris 

Rn. 24 f.). Dabei handelt es sich aber um die nur vorläufige Bewertung im 

Rahmen einer Folgenabwägung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren; zu-

dem ist diese Entscheidung, soweit ersichtlich, singulär geblieben. Das Bun-

dessozialgericht hat demgegenüber angenommen, dass die qualifizierten Erfor-

dernisse einer lebensbedrohlichen oder vergleichbar gravierenden Krankheit im 

Sinne des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 6. Dezember 

2005 bei einer bestehenden Multiplen Sklerose mit sekundär-chronischer Ver-

laufsform trotz der unbestreitbaren Schwere dieser Erkrankung nicht vorliegen 

(BSG, Urteil vom 27. März 2007 - B 1 KR 17/06 R - juris Rn. 18 ff.; vergleichbar 

Urteil vom 8. November 2011 - B 1 KR 19/10 R - BSGE 109, 211 Rn. 23; LSG 

Stuttgart, Beschluss vom 10. November 2014 - L 11 KR 3826/14 ER-B - juris 

Rn. 25). Auch das Bundesministerium für Gesundheit geht in seinem Referen-

tenentwurf für ein "Gesetz zur Änderung betäubungsmittelrechtlicher und ande-

rer Vorschriften" vom 7. Januar 2016 (veröffentlicht unter 

http://www.bmg.bund.de/glossarbegriffe/c/cannabis/cannabis-als-medizin.html) 

davon aus, dass Versicherte nach der geltenden Rechtslage keinen Anspruch 

auf Versorgung mit Medizinalhanf haben und mit der vorgesehenen Neurege-

lung in eng begrenzten Ausnahmefällen die Möglichkeit der Kostenübernahme 

in der gesetzlichen Krankenversicherung geschaffen werden soll (vgl. S. 1 und 

S. 19).  
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Schließlich besteht auch kein Leistungsanspruch gegenüber anderen Sozial-

leistungsträgern. Der Verweis der Beklagten auf das Zweite und das Zwölfte 

Buch des Sozialgesetzbuchs geht fehl. Die Regelungen über Hilfen bei Krank-

heit nach § 48 i.V.m. § 52 SGB XII und über ernährungsbedingte Mehrbedarfe 

nach § 21 Abs. 5 SGB II oder § 30 Abs. 5 SGB XII sind hier nicht einschlägig.  

 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht zumutbar, den Kläger auf eine Rechtsver-

folgung vor den Sozialgerichten zu verweisen. Das gilt besonders mit Blick auf 

die außergewöhnlich lange Dauer des Erlaubnisverfahrens von mehr als 

15 Jahren. Der Kläger hat den Erlaubnisantrag im Mai 2000 gestellt. Bereits im 

Februar 2000 hatte er parallel dazu vor dem Sozialgericht Klage auf Versor-

gung mit Dronabinol erhoben, die in allen Instanzen ohne Erfolg blieb. Das ver-

waltungsgerichtliche Verfahren gegen den (ersten) Versagungsbescheid der 

Beklagten vom 31. Juli 2000 fand Mitte 2006 vor dem Oberverwaltungsgericht 

seinen Abschluss, nachdem die Beklagte den Bescheid mit Blick auf das Se-

natsurteil vom 19. Mai 2005 - 3 C 17.04 - (BVerwGE 123, 352) aufgehoben hat-

te. Seit Juni 2009 ist das Verfahren gegen den hier angefochtenen (zweiten) 

Versagungsbescheid vom 6. Dezember 2007 anhängig.  

 

(3) Danach bleiben auch die Verfahrensrügen der Beklagten ohne Erfolg. Das 

angegriffene Urteil beruht nicht auf einem Verstoß gegen die gerichtliche Auf-

klärungspflicht (§ 86 Abs. 1 VwGO) oder den Überzeugungsgrundsatz (§ 108 

Abs. 1 Satz 1 VwGO). Dem Oberverwaltungsgericht musste sich nach dem Er-

gebnis der Beweisaufnahme nicht aufdrängen, eine erneute Stellungnahme der 

Krankenkasse zur Frage der Kostenübernahme einzuholen. Denn die AOK Ba-

den-Württemberg hat unter Bezugnahme auf das negative Votum des Medizini-

schen Dienstes der Krankenversicherung aus dem April 2013 die Ablehnung 

der Kostenerstattung für Medizinalhanf auch damit begründet, dass eine Leis-

tungspflicht nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu § 2 Abs. 1a 

SGB V ausscheide.  

 

2. Der Erlaubniserteilung stehen keine zwingenden Versagungsgründe nach § 5 

Abs. 1 BtMG entgegen.  
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a) Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 BtMG ist die Erlaubnis zu versagen, wenn der vor-

gesehene Verantwortliche (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BtMG) nicht die erforderliche Sach-

kenntnis hat oder die ihm obliegenden Verpflichtungen nicht ständig erfüllen 

kann. Es ist unschädlich, dass der Kläger die Voraussetzung eines abgeschlos-

senen wissenschaftlichen Hochschulstudiums im Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 2 

BtMG nicht erfüllt und deshalb die Möglichkeit ausscheidet, als Antragsteller 

selbst die Stelle des Verantwortlichen zu übernehmen (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Halbs. 2 

BtMG). Die Annahme des Oberverwaltungsgerichts, die Sachkenntnis könne 

auch dadurch nachgewiesen werden, dass ein den Kläger betreuender Arzt die 

Stelle des Verantwortlichen einnimmt, ist nicht zu beanstanden. § 6 Abs. 2 

BtMG sieht vor, dass im Einzelfall von den in Absatz 1 genannten Anforderun-

gen an die Sachkenntnis abgewichen werden kann, wenn die Sicherheit und 

Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs gewährleistet sind. Dies erlaubt, die 

Sachkundeanforderungen an den konkret beantragten Betäubungsmittelverkehr 

anzupassen, wenn und soweit dies im Interesse der notwendigen medizini-

schen Versorgung geboten und mit den Belangen der Sicherheit und Kontrolle 

des Betäubungsmittelverkehrs vereinbar ist. Das ist hier zu bejahen. Nach den 

tatrichterlichen Feststellungen kann die erforderliche sachkundige Begleitung 

und Betreuung des Klägers durch dessen Hausarzt sichergestellt werden, der 

sich bereit erklärt hat, die mit der Benennung als Verantwortlicher verbundenen 

Verpflichtungen zu übernehmen. Zudem verfügt der Kläger aufgrund des jahre-

langen Eigenanbaus selbst über eine weitreichende Sachkenntnis hinsichtlich 

der von ihm verwendeten Cannabissorte und insbesondere über umfassende 

praktische Erfahrungen in Bezug auf Wirksamkeit und Dosierung.  

 

Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, dass der Verantwortliche nach 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BtMG in der Lage sein muss, die ihm obliegenden Verpflich-

tungen ständig zu erfüllen. Er ist nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BtMG verantwortlich da-

für, dass der beantragte Betäubungsmittelverkehr unter Einhaltung der betäu-

bungsmittelrechtlichen Vorschriften und der Anordnungen der Überwachungs-

behörden stattfindet. "Ständig" im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 BtMG meint eine 

kontinuierliche Wahrnehmung dieser Verantwortung, die eine sichere Überwa-

chung des Betäubungsmittelverkehrs gewährleistet. Die nähere Ausgestaltung, 

der den Verantwortlichen hierbei treffenden Verpflichtungen, insbesondere Häu-
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figkeit und Umfang der Kontrollen, hängt von der Art des beantragten Verkehrs 

ab. Im Fall der Erlaubnis zum Eigenanbau von Cannabis zu therapeutischen 

Zwecken wird der zum Verantwortlichen bestellte Arzt seiner Kontrollfunktion 

gerecht, wenn er den Antragsteller kontinuierlich betreut und mit der im Einzel-

fall gebotenen Häufigkeit und Intensität überprüft, ob dieser seinen Pflichten im 

Umgang mit dem Betäubungsmittel ordnungsgemäß nachkommt. Nach den 

Feststellungen des Oberverwaltungsgerichts ist nicht ersichtlich, dass der 

Hausarzt des Klägers hierzu nicht bereit oder imstande wäre.  

 

Auch sonst bestehen im Hinblick auf die nach § 6 Abs. 2 BtMG zu gewährleis-

tende Sicherheit und Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs keine Bedenken, 

da die Versagungsgründe des § 5 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 BtMG - wie nachfolgend 

dargelegt - gleichfalls nicht gegeben sind.  

 

b) Ohne, dass der Versagungsgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 3 BtMG ausdrücklich 

angesprochen wird, beruht das angegriffene Urteil erkennbar auf der Annahme, 

dass keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Zweifel an der Zuverlässigkeit 

des Klägers ergeben. Zuverlässig im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 3 BtMG ist, wer 

die Gewähr dafür bietet, die ihm obliegenden Pflichten bei der Durchführung 

des beantragten Betäubungsmittelverkehrs jederzeit in vollem Umfang zu erfül-

len. Das Oberverwaltungsgericht hat ausgeführt, es gebe weder Anhaltspunkte 

dafür, dass der Kläger das von ihm angebaute Cannabis missbräuchlich an-

wende, noch dass er es dem illegalen Betäubungsmittelverkehr zuführen könn-

te (UA S. 36). Zu einer weitergehenden Erörterung bestand keine Veranlas-

sung, nachdem die angefochtenen Bescheide nicht auf diesen Versagungs-

grund gestützt sind und die Beklagte auch im gerichtlichen Verfahren keine Tat-

sachen vorgetragen hat, die Zweifel an der betäubungsmittelrechtlichen Zuver-

lässigkeit des Klägers begründen würden.  

 

Solche Zweifel ergeben sich auch nicht, soweit das Oberverwaltungsgericht bei 

seinen Ausführungen zu § 5 Abs. 1 Nr. 6 BtMG in den Blick genommen hat, 

dass bei dem schwer kranken Kläger inzwischen eine Betäubungsmittelabhän-

gigkeit entstanden sei. Zwar bezweckt das Betäubungsmittelgesetz nach § 5 

Abs. 1 Nr. 6 BtMG, das Entstehen oder Erhalten einer Betäubungsmittelabhän-

29 

30 

31 



- 16 - 
 
 

gigkeit soweit wie möglich auszuschließen. Die Formulierung "soweit wie mög-

lich" lässt aber erkennen, dass das Bestehen einer Abhängigkeit nicht stets die 

Erlaubniserteilung hindert. Kommt im Einzelfall dem öffentlichen Interesse an 

der Sicherstellung der medizinischen Versorgung der Bevölkerung ein überra-

gendes Gewicht zu, ist die Gefahr einer Betäubungsmittelabhängigkeit des Be-

troffenen in Kauf zu nehmen. So liegt es hier. Dabei kann für das Revisionsver-

fahren unterstellt werden, dass bei dem Kläger, wie von der Vorinstanz ange-

nommen, eine Abhängigkeit besteht und nicht, wie er mit seiner Gegenrüge 

geltend macht, lediglich eine Cannabistoleranz. Weil die Therapie mit Cannabis 

für den schwer kranken Kläger nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 

alternativlos ist, überwiegt das Behandlungsinteresse auch im Fall einer Ab-

hängigkeit. Der Kläger ist langjähriger Cannabiskonsument und nimmt den Stoff 

in einer nicht unerheblichen täglichen Dosis zu sich (derzeit ca. 100 g monat-

lich). Die ärztlich begleitete Behandlung ist darauf ausgerichtet, eine Überdosie-

rung zu vermeiden und die Cannabiszufuhr auf das notwendige Maß zu be-

schränken. Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Verwendung durch den 

Kläger sind nicht ersichtlich. Damit stellt sich eine bestehende Betäubungsmit-

telabhängigkeit als unerwünschte, im Interesse des Therapieerfolgs jedoch un-

vermeidbare Nebenwirkung dar. Das allein genügt daher nicht, um die Zuver-

lässigkeit des Klägers in Frage zu stellen. Sonstige Tatsachen, die besorgen 

ließen, dass er die betäubungsmittelrechtlichen Vorschriften nicht einhalten 

wird, hat das Oberverwaltungsgericht nicht festgestellt. 

 

Danach lässt sich die streitige Erlaubnis auch nicht gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 6 

BtMG mit der Begründung versagen, die Art und der Zweck des beantragten 

Verkehrs seien mit dem Gesetzeszweck unvereinbar.  

 

c) Der Versagungsgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 4 BtMG steht der Erlaubniserteilung 

ebenfalls nicht entgegen; danach ist die Erlaubnis zu versagen, wenn geeignete 

Räume, Einrichtungen und Sicherungen für die Teilnahme am Betäubungsmit-

telverkehr nicht vorhanden sind. Nach § 15 Satz 1 BtMG sind Betäubungsmittel 

gesondert aufzubewahren und gegen unbefugte Entnahme zu sichern. Die von 

dem Kläger vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen genügen nach den Feststel-

lungen des Oberverwaltungsgerichts diesen Anforderungen. Danach verfügt 
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seine Wohnung über eine dreifach verriegelte Eingangstür sowie sicherheits-

verglaste, sechsfach verriegelte und mit einem Aufhebelschutz versehene 

Fenster. Die geplante Anbringung eines Gitters vor dem Badezimmerfenster 

sorgt für den erforderlichen Schutz bei Kippstellung des Fensters. Die Canna-

bisernte wird in einem Tresor gelagert, die Mutterpflanze und die Nachzucht 

von Stecklingen werden in einem Schrank aufbewahrt. Im Hinblick auf die in der 

Dusche im Badezimmer untergebrachten Pflanzen in der Blühphase hat der 

Kläger angeboten, ein Fingerprintschloss anzubringen, mit dem er den Zugang 

des Raumes unter Kontrolle hätte. Für den seltenen Fall seiner Abwesenheit 

will er ebenfalls vorsorgen. Er beabsichtigt die Installation einer Überwachungs-

kamera mit programmiertem Bewegungsmelder und automatischer Benachrich-

tigung über ein mobiles Telefon. Erforderlichenfalls kann die Beklagte im Wege 

einer Anordnung nach § 9 Abs. 2, § 15 Satz 2 BtMG für die Umsetzung der Si-

cherungsmaßnahmen sorgen.  

 

d) Die Sicherheit und Kontrolle des Betäubungsmittelverkehrs ist auch nicht aus 

anderen als den in Nummer 1 bis 4 genannten Gründen nicht gewährleistet (§ 5 

Abs. 1 Nr. 5 BtMG). Zwar bietet der Eigenanbau von Cannabis keine vergleich-

bare Therapiesicherheit wie der aus der Apotheke erworbene Medizinalhanf, 

der hinsichtlich Herstellung und Qualität pharmazeutischen Standards ent-

spricht. Die erforderliche Verkehrssicherheit kann hier aber ausnahmsweise als 

gewährleistet angesehen werden, weil der Kläger aufgrund seiner langjährigen 

Anbaupraxis über weitreichende Kenntnisse und Erfahrungen hinsichtlich Wirk-

samkeit und Dosierung der von ihm angebauten Cannabissorte verfügt. Zudem 

bieten die Vermehrungsmethode - Nachzucht der Stecklinge von einer Mutter-

pflanze - und die Einhaltung gleicher Anbaubedingungen eine relative Gewähr 

für einen konstanten THC-Gehalt seiner Cannabispflanzen. Die Gefahr einer 

Fehldosierung erweist sich daher als beherrschbar. Hinzu kommt, dass der Ei-

genanbau und die Anwendung von Cannabis unter ärztlicher Betreuung und 

Begleitung erfolgen.  

 

3. Nach § 5 Abs. 2 BtMG kann die Erlaubnis unter anderem versagt werden, 

wenn sie der Durchführung der internationalen Suchtstoffübereinkommen oder 

Beschlüssen, Anordnungen oder Empfehlungen zwischenstaatlicher Einrich-
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tungen der Suchtstoffkontrolle entgegensteht. Das führt hier ebenfalls nicht zur 

Erlaubnisversagung. 

 

Das Einheits-Übereinkommen von 1961 über Suchtstoffe in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 4. Februar 1977 (BGBl. II S. 111), dem mit Zustim-

mungsgesetzen vom 4. September 1973 (BGBl. II S. 1353) und vom 18. De-

zember 1974 (BGBl. 1975 II S. 2) innerstaatliche Geltung verliehen worden ist, 

steht einer Entscheidung zugunsten des Klägers nicht entgegen. Ob sich das, 

wie das Oberverwaltungsgericht angenommen hat, schon aus einer fehlenden 

Anwendbarkeit der Regelungen über die Einrichtung einer staatlichen Canna-

bisstelle ergibt, ist allerdings fraglich. Der Internationale Suchtstoff-Kontrollrat 

(International Narcotics Control Board - INCB) weist in seinem Schreiben an 

das BfArM vom 30. Juli 2010 ausdrücklich darauf hin, dass die nach Art. 28 

Abs. 1 i.V.m. Art. 23 ÜK 1961 bestehende Pflicht zur Einrichtung einer staatli-

chen Kontrollstelle auch im Fall des Eigenanbaus von Cannabis zu therapeuti-

schen Zwecken gilt. Der Internationale Suchtstoff-Kontrollrat ist dafür zuständig, 

die Durchführung des Einheits-Übereinkommens sicherzustellen (vgl. Art. 

5, 9, 14 ÜK 1961). Seiner Auslegung des Übereinkommens kommt daher Ge-

wicht zu. Die Anwendbarkeit der Art. 23, 28 ÜK 1961 bedarf hier aber keiner 

abschließenden Klärung. Die Erlaubnis kann auch dann nicht mit der Begrün-

dung versagt werden, sie stehe der Durchführung des Internationalen Sucht-

stoffübereinkommens entgegen, wenn das Übereinkommen die Einrichtung ei-

ner Cannabis-Agentur verlangen sollte. § 5 Abs. 2 BtMG stellt die Versagung 

der Erlaubnis in das Ermessen der Behörde. Das Einheits-Übereinkommen will 

den therapeutischen Einsatz von Suchtstoffen nicht verhindern (BVerwG, Urteil 

vom 19. Mai 2005 - 3 C 17.04 - BVerwGE 123, 352 <361 f.>). Nach der Präam-

bel ist die medizinische Verwendung von Suchtstoffen zur Linderung von 

Schmerzen und Leiden unerlässlich und muss hinreichend Vorsorge getroffen 

werden, damit Suchtstoffe für diesen Zweck zur Verfügung stehen. Im Lichte 

dessen muss die nach § 5 Abs. 2 BtMG zu treffende Ermessensentscheidung 

zugunsten des Klägers ausfallen. Sein Interesse an der notwendigen medizini-

schen Versorgung mit Cannabis, die für ihn derzeit nur über den Eigenanbau 

verfügbar ist, überwiegt die Bedenken, die sich aus dem Fehlen einer Canna-

bis-Agentur ergeben könnten. Die Beklagte kann sich auf diesen Umstand nicht 
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berufen. Denn es liegt in ihrem Verantwortungsbereich, wenn sie den im Ein-

heits-Übereinkommen vorgesehenen Weg eines staatlich kontrollierten Can-

nabisanbaus zu therapeutischen Zwecken nicht beschreitet.  

 

4. Das Fehlen zwingender Versagungsgründe führt unter den hier gegebenen 

Umständen dazu, dass die beantragte Erlaubnis zum Eigenanbau von Canna-

bis ausnahmsweise zu erteilen ist. Die Ausübung des Ermessens nach § 3 

Abs. 2 BtMG ist wegen des von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG geforderten Schutzes 

der körperlichen Unversehrtheit rechtlich zwingend zugunsten der Erlaubniser-

teilung vorgezeichnet (Ermessensreduzierung auf Null, vgl. BVerwG, Beschluss 

vom 3. Oktober 1988 - 1 B 114.88 - Buchholz 316 § 40 VwVfG Nr. 8). Der 

schwer kranke Kläger ist auf die Therapie mit Cannabis zur Linderung seiner 

Beschwerden angewiesen. Die Behandlung kann er gegenwärtig nur durch den 

Eigenanbau sicherstellen. Es liegt weder in seiner Hand, dass die rechtlichen 

Rahmenbedingungen für eine Kostenübernahme für Medizinalhanf in der ge-

setzlichen Krankenversicherung geschaffen werden, noch kann er die Einrich-

tung einer Cannabis-Agentur beeinflussen. Es wäre daher unverhältnismäßig, 

dem Kläger die Möglichkeit der Selbsthilfe durch Eigenanbau auch dann zu 

verwehren, wenn - wie gezeigt - die erforderliche Sicherheit und Kontrolle des 

Betäubungsmittelverkehrs gewährleistet sind (ebenso VG Köln, Urteil vom 

8. Juli 2014 - 7 K 5217/12 - juris Rn. 128,155).  

 

Unberührt bleibt die Befugnis der Beklagten, die Erlaubnis gemäß § 9 Abs. 2 

BtMG mit Nebenbestimmungen zu versehen, sofern sich daraus kein Wider-

spruch zu diesem Urteil ergibt.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 und 2 VwGO. 

 

 

Dr. Philipp    Liebler   Dr. Wysk 

 

   Dr. Kuhlmann   Rothfuß 
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